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Weiterentwicklung der 
Heilverfahren der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung

Notwendige Veränderungen aus Sicht 
der ärztlichen Fachgesellschaften

Weiterentwicklung des BG-Heilverfahrens

Treibende Prozesse der letzten 5 Jahre für 
die Veränderungen in den Heilverfah-
ren der Gesetzlichen Unfallversicherung 
(GUV) waren:
F	�die Regelungen für die ambulante 

Versorgung (Vertragsarztrechtverän-
derungsgesetz 2007),

F	�das Zusammengehen des Fachge-
bietes Orthopädie mit dem chirur-
gischen Schwerpunkt Unfallchirurgie 
in 2008 und

F	�die Neuordnung der gesetzlichen Un-
fallversicherung (Unfallversiche-
rungsmodernisierungsgesetz 2008).

Durch die Vereinigung der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften und der Unfall-
kassen entstand ein starker zentral ausge-
richteter Verband, der unter der Bezeich-
nung Deutsche Gesetzliche Unfallversi-
cherung (DGUV) firmiert. Durch die vor-
stehend genannten Veränderungen in der 
Versorgungslandschaft in Ambulanz und 
Klinik getriggert wird derzeit eine Diskus-
sion geführt, wie die Steuerung des Heil-
verfahrens und die Zulassung von Ärzten 
und Krankenhäusern zukunftsweisend ge-
staltet werden können. Neben der DGUV 
sind die Fachgesellschaften der Orthopä-
den und Unfallchirurgen und die entspre-
chenden Berufs- und Interessenverbände 
in die Diskussion einbezogen.

Zulassung zum Durchgangsarzt

Klassischerweise ist die Facharztquali-
fikation Chirurgie mit einer aufbauen-

den Spezialisierung in der Unfallchirur-
gie die Voraussetzung für die Zulassung 
an den Heilverfahren. Mit der Weiterbil-
dungsordnung 1993 wurde die vorherige 
6-jährige chirurgische Weiterbildungs-
zeit auf 5 Jahre verkürzt, im Gegenzug 
wurde die Weiterbildungszeit im Schwer-
punkt Unfallchirurgie von 2 auf 3 Jahre er-
weitert, was jeweils einen Gesamtzeitbe-
darf von 8 Jahren bedeutete. Eine wesent-
liche Änderung ergab sich mit der Neu-
ordnung der chirurgischen Fächer. Das 
Fachgebiet Orthopädie wurde mit dem 
chirurgischen Schwerpunkt Unfallchi- 
rurgie vereinigt. Mit der Weiterbildungs-
ordnung 2004 wurde der Facharzt für Or-
thopädie und Unfallchirurgie eingeführt, 
der eine Weiterbildungszeit von 6 Jahren 
vorsieht. Gleichzeitig wurde eine spezielle 
Weiterbildung „Spezielle Unfallchirurgie“ 
eingeführt, die aufbauend eine 3-jährige 
Weiterbildungszeit umfasste.

Im Vergleich zur Weiterbildungsord-
nung 1993 verlängerte sich somit die Re-
gelweiterbildungszeit von 8 auf 9 Jah-
re. Gleichzeitig wurden die unfallchirur-
gischen Weiterbildungsinhalte deutlich 
erhöht. Mit der Weiterbildungsordnung 
2004 werden 2 Jahre Basischirurgie und 
daran im Anschluss 4 Jahre Orthopädie 
und Unfallchirurgie je hälftig gefordert. 
Nach Absolvierung der speziellen unfall-
chirurgischen Weiterbildung sind somit 
5 Jahre Weiterbildung in der Unfallchir-
urgie ergänzt um 2 Jahre in der Orthopä-
die absolviert. Diese Schwerpunktsetzung 
im unfallchirurgischen Bereich hat natur-

gemäß im Gegenzug eine entsprechende 
Verkürzung allgemeinchirurgischer In-
halte zur Folge.

Aufgrund dieser deutlichen Ausdeh-
nung der unfallchirurgischen Weiterbil-
dung entstand eine Diskussion, ob tat-
sächlich jeder Durchgangsarzt in der 
Niederlassung die nunmehr verlänger-
te Weiterbildungszeit von mindestens 9 
Jahren durchlaufen muss. Insbesondere 
auch der ausgiebige Operationskatalog 
der Speziellen Weiterbildung kann hin-
terfragt werden, inwieweit er für eine Tä-
tigkeit im ambulanten Bereich nutzbrin-
gend ist. Aus dieser Überlegung entstand 
das Modell einer modularen Zulassung zu 
den Heilverfahren, die allerdings in jedem 
Fall die Facharztanerkennung Orthopä-
die und Unfallchirurgie zwingend vor-
schreibt. Dies bedeutet auch, dass das H-
Arzt-Verfahren (H-Arzt: Heilverfahrens-
arzt) auf der Grundlage anderslautender 
Facharztbezeichnungen entfällt.

Modularisiertes D-Arzt-Verfahren

Die Idee eines solchen beruht auf einem 
Basismodul mit Grundanforderungen an 
jeden zugelassenen Durchgangsarzt, auf 
dem sich weitere Module für die operative 
Tätigkeit, das Verletzungsartenverfahren 
und individuelle Zulassungen aufsetzen. 
Als Basisqualifikation gilt die Weiterbil-
dung zum Facharzt für Orthopädie und 
Unfallchirurgie sowie zusätzlich nach der 
Facharztanerkennung 1 Jahr ärztliche Tä-
tigkeit in einer Abteilung zur Behandlung 
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Schwerunfallverletzter eines am Verlet-
zungsartenverfahren (VAV) zugelassenen 
Krankenhauses, die mit einem qualifi-
zierten Zeugnis des dort tätigen Durch-
gangsarztes bescheinigt werden muss.

Für eine operative Tätigkeit typischer-
weise als D-Arzt am Krankenhaus, glei-
chermaßen aber auch für niedergelassene 
Ärzte, die ambulante stationsersetzende 
operative Eingriffe umfassend durchfüh-
ren wollen, gilt die Anforderung einer 3-
jährigen operativ ausgerichteten Zusatz-
weiterbildung „Spezielle Unfallchirurgie“. 
Dies entspricht im Übrigen der derzeit 
gültigen Regelung.

Für den verantwortlichen Durchgangs-
arzt am VAV-Krankenhaus wird nach 
der Zusatzweiterbildung zusätzlich und 
wie bisher eine 3-jährige Tätigkeit an ei-
ner zum VAV zugelassenen Abteilung im 
Anschluss an die Weiterbildung verlangt. 
Noch in der Diskussion steht die Definiti-
on eines künftigen SGB-VII-Traumazent-
rums (SGB: Sozialgesetzbuch), das in An-
lehnung an die regionalen und überregi-
onalen Traumazentren des Traumanetz-
werkD der Deutschen Gesellschaft für Un-
fallchirurgie ausgerichtet werden soll. Die-
se Definition kann bisherige Detailrege-
lungen, wie die 2-jährige Weiterbildungs-
befugnis für die Spezielle Unfallchirurgie, 
überflüssig machen.

In einem dritten Modul soll die indivi-
duelle Einbeziehung spezialisierter Leis-
tungserbringer geregelt werden. Auch für 
diesen Kreis wird die Erfüllung des Ba-
sismoduls Voraussetzung sein. Alternativ 
bleibt die Möglichkeit einer Hinzuziehung 
spezialisierter Ärzte durch am Verfahren 
beteiligte Ärzte weiterhin bestehen.

Berufsbegleitende 
durchgangsärztliche Fortbildung

Das Basismodul soll in Zukunft auf einem 
kontinuierlichen Qualitätssicherungssys-
tem beruhen, das auch die Pflicht zu ei-
ner durchgangsärztlich spezifischen Fort-
bildung umfasst. Die Schwerpunkte der 
Fortbildung werden in den Bereichen 
Gutachtenwesen, Heilverfahren, Rehabili-
tationsmanagement und Rehabilitations-
medizin bestehen. Eingebettet werden die-
se Fortbildungsmaßnahmen in die schon 
jetzt von den Landesärztekammern gefor-
derten Nachweise über 250 Fortbildungs-
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Zusammenfassung
Tiefgreifende Veränderungen in den Rege-
lungen der ambulanten Versorgung, das Zu-
sammengehen der Fachgebiete Orthopädie 
und Unfallchirurgie sowie die Neuordnung 
der Gesetzlichen Unfallversicherung sind Ba-
sis der Weiterentwicklung des Berufsgenos-
senschaftlichen Heilverfahrens. Für die Zulas-
sung zum Durchgangsarzt (D-Arzt) sind der 
Abschluss der Weiterbildung zum Facharzt 
für Orthopädie und Unfallchirurgie als Basis-
qualifikation, ein weiteres Weiterbildungsjahr 
an einem zum Verletzungsartenverfahren 
(VAV) zugelassenen Haus sowie die Absolvie-
rung berufsbegleitender Kurse für Begutach-
tung und Ablauf der Heilverfahren Vorausset-
zung. Die operative D-Arzt-Tätigkeit am Kran-
kenhaus hat neben dem Facharzt die absol-
vierte Zusatzweiterbildung Spezielle Unfall-
chirurgie zur Bedingung. Für das VAV ist im 

Anschluss an die Zusatzweiterbildung eine 
3-jährige Tätigkeit an einer zum VAV zugelas-
senen Abteilung zu absolvieren. Für die Zu-
lassung von Krankhäusern zum VAV ist ei-
ne Abstimmung mit dem TraumanetzwerkD 
der Deutschen Gesellschaft für Unfallchirur-
gie vorgesehen, wobei eine Einstufung als 
überregionales oder regionales Traumazent-
rum die Basis bilden wird. Für alle Heilver-
fahren werden in Zukunft sowohl Bedarfsas-
pekte als auch qualitätssichernde Konzepte 
einbezogen.
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Further developments in the medical care offered  
by the German statutory accident insurance.  
Changes needed according to the specialist medical societies

Abstract
Far-reaching changes in the regulation of 
outpatient treatment, the fusion of the spe-
cialties orthopedics and trauma surgery, as 
well as the reorganization of statutory acci-
dent insurance form the basis for the further 
development of the guided care process of 
the German Employer’s Liability Insurance 
Association. Certification as an authorised 
medical examiner requires completion of 
specialist training in both disciplines ortho-
pedics and trauma surgery as the basic qual-
ification, a further year’s training in an insti-
tution certified for injury tying procedures, as 
well as completion of an extra-occupational 
course on appraisals and procedures in medi-
cal care. The position of operative medical ex-
aminer in a hospital also requires, in addition 
to being a specialist, completion of addition-
al special training as trauma surgeon. For in-

jury typing procedures, 3-year’s experience 
in a department certified in injury typing 
procedures is required following addition-
al special training. Hospitals seeking certifi-
cation in injury typing procedures must ap-
ply to the trauma network of the German So-
ciety of Trauma Surgery, whereby classifica-
tion as a nationwide or regional trauma cen-
ter forms the basis. In the future, all medical 
care will include requirement and quality as-
surance concepts.

Keywords
German statutory accident insurance ·  
Guided care process of the German 
Employer’s Liability Insurance Association · 
Authorized medical examiner · Injury typing 
procedures · Trauma network
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punkte. Ebenfalls entsprechend besteht ei-
ne Nachweispflicht im 5-jährigen Turnus, 
in dem im Übrigen auch eine Teilnahme 
an mindestens 2 unfallmedizinischen Ta-
gungen der Landesverbände nachzuwei-
sen ist.

Die Prozessqualität soll u. a. über die 
Durchgangsarztberichte im Hinblick auf 
Laufzeiten, Diagnostik und Diagnose-
stellung und die Einhaltung von Vorstel-
lungspflichten überprüft werden. Darü-
ber hinaus wird zu Stärkung der fachärzt-
lichen Routine und zur Orientierung am 
tatsächlichen Bedarf eine Erhöhung der 
heute geltenden Mindestfallzahl von 150 
Fällen diskutiert.

Eckpunkte eines künftigen 
Verletzungsartenverfahrens

In Analogie zum Traumanetzwerk 
der DGU sind synergistisch SGB-VII-
Traumanetzwerke angedacht, in die kom-
plizierte und folgenträchtige Verletzungs-
fälle gesteuert werden sollen. Ziele sind ei-
ne Kooperation der beteiligten Leistungs-
bereiche und insbesondere eine struk-
turierte Zusammenarbeit im Sinne der 
Frührehabilitation schwerer und schwers-
ter Verletzungen. Auch für diesen Bereich 
sind eine Qualitäts- und Bedarfssteue-
rung, z. B. über Mindestfallzahlen, ange-
dacht, die in der Größenordnung von 100 
VAV-Fällen pro Jahr liegen könnten.

Fazit

Unter dem Druck sozialpolitischer Ent-
wicklungen und den Veränderungen in 
der medizinischen Fachgebiets- und Ver-
sorgungslandschaft ist eine Diskussion 
zur Ausgestaltung zukünftiger D-Arzt- 
und VAV-Verfahren entstanden. Im am-
bulanten Bereich zeichnet sich die Ein-
führung eines modularen D-Arzt-Verfah-
rens ab, das das bisherige H-Arzt-Verfah-
ren überflüssig machen wird. Bedarfsge-
sichtspunkte und Qualitätssicherungen 
werden in die Prozedur integriert. Die 
Diskussionen für die Ausprägung der sta-
tionären Verfahren und insbesondere 
des VAV laufen derzeit noch in enger Ab-
stimmung mit den Fachgesellschaften. 
Auch hier sind eine stärkere Bedarfs- und 
Qualitätsorientierung absehbar.
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